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Kapitel 1

Einleitung

A. Einführung

Als Steve Jobs, der mittlerweile verstorbene CEO von Apple Inc., am 9. Januar
2007 der Öffentlichkeit das erste iPhone präsentierte, war die Digitalisierung der
Welt bereits invollemGange.Dennochwar diese disruptive Innovation und die damit
einhergehendeMöglichkeit von überall aus auf das Internet zuzugreifenWegbereiter
des digitalen Zeitalters, indem wir uns befinden. Dies zeigt sich einerseits an der
Marktkapitalisierung Apples, die sich seitdem fast verdreihundertfachte. Anderer-
seits prägen digitale Dienstleistungen von Unternehmen, wie etwa Microsoft, Al-
phabet, Meta Platforms, etc. unseren gewöhnlichen Tagesablauf und unser Leben
immer mehr. Durch die immer stärkere und flächendeckendere Durchdringung aller
Lebensbereiche, ist die Digitalisierung auch aus dem globalen Wirtschaftsleben
nicht mehr wegzudenken. Es ist damit zu rechnen, dass die fortschreitende digitale
Transformation früher oder später alle Branchen und Märkte umfasst und dem neu
entstandenen Wirtschaftszweig, dessen Wertschöpfung alleine in digitalen Leis-
tungen liegt, eine immer größere Bedeutung in der Weltwirtschaft zukommen wird.1

Während sich Technologien und Geschäftskonzepte der Digitalbranche rasant
weiterentwickeln, stammt das deutsche Ertragsteuersystem aus den Anfangszeiten
des Dritten Reichs.2 Seither änderte sich an der Erfassung gewerblicher Einkünfte
und auch an der internationalen Abgrenzung der Besteuerungskompetenzen in-
haltlich wenig. Unternehmen, die digitale Dienstleistungen, wie etwa soziale
Netzwerke, Onlinesuchmaschinen oder Cloudcomputing anbieten, werden nach den
gleichen Grundsätzen wie ein Kolonialwarenhändler vor dem zweiten Weltkrieg
besteuert. Die Relevanz, die digitale Geschäftsmodelle mittlerweile in unserer
Wirtschaftswelt einnehmen, spiegelte sich bislang in der Weiterentwicklung der
Steuerrechtsordnung nicht wider. Dass sich daraus eine Disparität zwischen zu er-
fassender Wirtschaftstätigkeit und vorhandenem Gesetz ergibt, liegt auf der Hand.

1 So diagnostiziert die Europäische Kommission in ihrer Mitteilung an das Europäische
Parlament und den Rat, dass Digitalunternehmen weitaus schneller wachsen als die Wirtschaft
insgesamt. In den Jahren 2010 bis 2017 betrug die Ertragssteigerung im Bereich der Digital-
unternehmen 14,2% wo hingegen andere multinationale Unternehmen ihren Ertrag nur um
0,2% steigern konnten, vgl. EU-Kommission, COM(2018) 146 final, S. 1 f., 11.

2 Vgl. RGBl. I, S. 1005 ff.



Problematisch ist, dass sich diese normative Diskrepanz in der praktischen Be-
steuerung entsprechender Unternehmen fortsetzt. Wirtschaftsstarke, global agie-
rende Digitalkonzerne machen sich mit Hilfe steuerlicher Berater die Funktions-
prinzipien der vorhandenen Regelungen und Lücken, die sich aus diesen über-
kommenen Tatbeständen ergeben, zunutze. Vielfach ist zu verzeichnen, dass sie
durch verschiedenste Maßnahmen der aggressiven Steuerplanung weltweit nur
wenige bis keine Steuern bezahlen.3

Wesentliches Gestaltungspotential steht dabei in unmittelbarem Zusammenhang
mit der Globalisierung der Wirtschaft, der Märkte und der Geschäftsmodelle. Die
weltweite Verflechtung gesellschaftlicher und unternehmerischer Zusammenhänge
ist dabei ebenfalls zu weiten Teilen auf die Digitalisierung zurückzuführen und
wurde durch sie merklich beschleunigt. Digitalunternehmen gelingt es, durch ge-
schickte Planung ihrer Gesellschaftsstrukturen und die Verlagerung wirtschaftlicher
Aktivitäten ihr steuerliches Pflichtenprogramm in Staaten zu verlagern, wo sie
günstige steuerliche Rahmenbedingungen vorfinden.4 Dabei ist die aggressive
Steuergestaltung auch international agierendenKonzernen herkömmlicher Branchen
nicht fremd. Bei digitalen Geschäftsmodellen sind diese Verwerfungen jedoch be-
sonders stark und exorbitant häufig anzutreffen.5

Grund dafür ist die Art und Weise, wie Digitalunternehmen Einkünfte erzielen,
ohne dabei in irgendeiner Beziehung zu denjenigen Staaten zu stehen, auf die sie mit
ihren Plattformen einwirken.6 So ergibt sich für Hersteller von Produkten, Dienst-
leister und andere Gewerbetreibende ab einer gewissen Aktivität in einem Staat das
Bedürfnis zur Begründung einer Niederlassung oder einer Tochtergesellschaft, die
dort eine steuerliche Verpflichtung auslöst. Diese Anknüpfungsmerkmale zu ver-
meiden bedarf eines erheblichen Aufwands und ist auch nicht immer möglich. Di-
gitalunternehmen steht es stattdessen durch den Einsatz von Technologie offen, auch
bei immenser wirtschaftlicher Relevanz eines Marktes, ihr Geschäft dauerhaft über
die Grenze hinweg aus einem Land mit günstigeren steuerlichen Rahmenbedin-
gungen zu betreiben.7 Wesentliche Nachteile ergeben sich daraus für Digitalunter-

3 Vgl. Annex B „Typical tax planning structures in integrated business models“ in: OECD,
Addressing the Tax Challenges of the Digital Economy, S. 167 ff.

4 Ausführliche Analyse: s. u. Kapitel 2: C. Die Problematik der Besteuerung digitaler
Geschäftsmodelle, S. 63.

5 Cloer/Gerlach, FR 2018, S. 105 (108); Devereux/Vella, Implications of digitalization for
international corporate tax reform, S. 5.

6 Eilers/Oppel, IStR 2018, S. 361 (362).
7 Nur 50% der multinational tätigen Digitalunternehmen unterhalten eine Tochtergesell-

schaft im Ausland, wohingegen 80% der herkömmlich tätigen multinationalen Unternehmen
eine entsprechende Dependance imAusland besitzen, vgl. UNCTAD,World Investment Report
2017, S. 174 f.
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nehmen – im Gegensatz zu herkömmlichen Gewerbebetrieben – nicht oder sie
können unproblematisch ausgeglichen werden.8

Dies alles führt immer wieder zu medienwirksamen Kampagnen9, die den
durchschnittlichen Steuerpflichtigen an der Richtigkeit unseres Steuersystems
zweifeln lassen. Die grundrechtlich verbürgte Gleichheit vor dem Gesetz als ein
zentraler Maßstab für die Gerechtigkeit der Besteuerung scheint hier – trotz Ein-
haltung aller vorhandenen Normen durch die Digitalunternehmen – nicht ausrei-
chend durchgehalten. Dies senkt die Steuermoral des Einzelnen und u.U. sogar das
gesamtgesellschaftliche Vertrauen in den Rechtsstaat. Noch gravierender erscheint
eine andere Folge des unternehmerischen Vorgehens: die zu verzeichnende Erosion
der inländischen Besteuerungsgrundlagen.10 Steuern, allen voran die Ertragsteuern,
stellen die zentrale Grundlage der Staatsfinanzierung dar. Reduziert sich das Auf-
kommen dieser Finanzierungsgrundlagen nachhaltig, kann das staatliche Leis-
tungsangebot nicht in der bisherigen Form aufrechterhalten werden. Die Aushöhlung
der Bemessungsgrundlage stellt damit eine Gefahr für Wohlstand und Stabilität der
Gesellschaft dar.

Allen wesentlichen politischen Ebenen ist diese Problematik bereits bekannt; ein
Reformprozess lief allerdings nur schleppend an. Während von Seiten der deutschen
Regierung „Maßnahmen zur Sicherstellung der angemessenen Besteuerung der di-
gitalen Wirtschaft“ versprochen wurden11, konzentriert sich die Diskussion um die
Änderung des internationalen Steuersystems auf höheren Ebenen. Die OECD
widmete der Thematik einen eigenen Aktionspunkt i.R.d. BEPS-Initiative.12 Die
Europäische Kommission legte gleich zwei Richtlinienvorschläge zur Einführung
einer Reform vor.13Dennoch kam es bislang – bis auf einige nationale Alleingänge14–
nicht zu tatsächlichen Gesetzesänderungen. Immerhin konnte sich mittlerweile eine

8 Vgl. bspw. die Unternehmensstruktur von Amazon oder Alphabet, die eine zentrale
Konzerngesellschaft in einem niedrig besteuernden Land wie Irland oder Luxemburg betreiben
mit welcher dann die entsprechenden Verträge abgeschlossen werden. Daneben existieren
lediglich kleine lokale Gesellschaften für reine Serviceleistungen, die möglichst gering nach
der Kostenaufschlagsmethode besteuert werden, vgl. Kofler/Mayr/Schlager, BB 2017, S. 1751
(1756 f.).

9 Etwa die sog. „Paradise Papers“, die 2016 steuerliche Gestaltungen großer global agie-
render Konzerne, wie Apple, Meta Platforms oder Nike, offenlegten, vgl. SZ, Das sind die
Paradise Papers.

10 Vgl. Schlund, DStR 2018, S. 937 (939) über die Angst der EU-Kommission vor der
Aushöhlung der Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage; vgl. auch EU-Kommission,
SWD(2018) 81 final, S. 5 f.

11 Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und der SPD zur 19. Legislaturperiode,
Rz. 3129 ff.

12 Vgl. OECD, Addressing the Tax Challenges of the Digital Economy.
13 EU-Kommission, COM(2018) 147 final; EU-Kommission, COM(2018) 148 final.
14 Im Überblick: Keuper, BB 2020, S. 407 (Teil I) und S. 471 (Teil II).
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